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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Durchführung 
der Gemeinsamen Marktorganisationen 
— Drucksache 10/5236 — 


A. Problem 

Seit Verabschiedung des Gesetzes zur Durchführung der Ge- 
meinsamen Marktorganisationen im Jahre 1972 hat sich das 
Gemeinschaftsrecht fortentwickelt. Dies gilt insbesondere für 
die Marktordnungen der EWG. Es ist erforderlich, das Gesetz 
deren heutigen Gegebenheiten anzupassen imd zugleich mög- 
liche künftige Entwicklungen dieses Rechtsbereichs in die ge- 
änderte Fassimg des Gesetzes einzubeziehen. 


B. Lösung 

Das Gesetz zur Durchführung der Gemeinsamen Marktorga- 
nisationen wird vor allem in folgenden Bereichen geändert: 

1. Generelle Definition des Anwendungsbereichs des Geset- 
zes in § 1 anstelle einer enumerativen Aufzählung der in 
Betracht kommenden Marktorganisationen; 

2. Erweiterung der Zustimmungsbedürftigkeit von Durchfüh- 
mngsverordnungen durch den Bundesrat auf alle die Fälle, 
in denen die Länder bei der Durchführung vom EWG- 
Marktordnungsrecht verwaltungsmäßig oder finanziell be- 
troffen werden; 

3. Ausdehnung der bestehenden Regelungen auf Vergünsti- 
gungen bei Nichtvermarktungsprämien, auf den Währungs- 
ausgleich sowie für die Aufgabe bestimmter landwirtschaft- 
licher Produktionen; 
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4. Einbeziehung der Garantiemengenvorschriften sowie Ein- 
fügung einer Vorschrift für Mengenkontingente: 

5. Ausdehnung der bisherigen Regelungen auf eine nach Ge- 
meinschaftsrecht obligatorische Durchführung bestimmter 
Maßnahmen; 

6. Einfügung einer Neuregelung des Rückforderungsrechts 
mit einem variablen Zinssatz für Rückforderungen sowie 
die Neuregelung der allgemeinen Beweislastregelung zur 
Entlastung der Durchführungsverordnungen; 

7. Erweiterung der geltenden Regelung über die Überwa- 
chung sowie der Vorschriften über die Duldung zur Ent- 
nahme von Mustern und Proben und die Kostentragungs- 
pflicht in diesem Zusammenhang; 

8. Erweiterung der Bußgeldvorschriften auf den künftigen 
Anwendungsbereich des Gesetzes. 

Zwei Gegenstimmen und zwei Enthaltungen im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Keine hinsichtlich der bestehenden Marktorganisationen; so- 
weit durch die Neufassung des § 1 künftige Gemeinsame 
Marktorganisationen erfcißt werden, sind die Kosten jetzt 
noch nicht zu beziffern. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/5236 — in der aus der anliegenden Zusam- 
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 19. Juni 1986 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Werner (Dierstorf) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Durchführung 
der Gemeinsamen Marktorganisationen 
— Drucksache 10/5236 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur Durchführung 
der Gemeinsamen Marktorganisationen 

Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mit- 
glieder und mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zur Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisationen vom 31. August 1972 (BGBl. I 
S. 1617), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
24. Mai 1982 (BGBl. I S. 625), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

„§1 

Gemeinsame Marktorganisationen 

(1) Gemeinsame Marktorganisationen im 
Sinne dieses Gesetzes sind Regelungen zur 
Schaffung und Durchführung der gemeinsamen 
Organisation der Agrarmärkte für die in An- 
hang II des Vertrages zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG-Ver- 
trag) aufgeführten Erzeugnisse. 

(2) Regelungen im Sinne dieses Gesetzes 
sind 

1. die Bestimmungen des EWG-Vertrages, 

2, die Bestimmungen in Verträgen, einschließ- 
lich der zu ihnen gehörigen Akte mit Proto- 
kollen, die auf Grund des EWG-Vertrages zu- 
standegekommen sind oder zu dessen Erwei- 
terung, Ergänzung oder Durchführung oder 
zur Begründung einer Assoziation, Präferenz 
oder Freihandelszone abgeschlossen und im 
Bundesgesetzblatt, im Bundesanzeiger oder 
im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften veröffentlicht und als in Kraft getre- 
ten bekanntgegeben sind. 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur Durchführung 
der Gemeinsamen Marktorganisationen 

Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mit- 
glieder und mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zur Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisationen vom 31. August 1972 (BGBl. I 
S. 1617), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
24. Mai 1982 (BGBL I S. 625), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. unverändert 
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3. Rechtsakte des Rates oder der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften auf Grund 
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oder im Rahmen der in den Nummern 1 und 

2 genannten Verträge “ 

2. §2 erhält folgende Fassung: 2. unverändert 

»§2 

Marktordnungswaren 

Marktordnungswaren im Sinne dieses Geset- 
zes sind die Erzeugnisse, die den gemeinsamen 
Marktorganisationen unterliegen, sowie die Er- 
zeugnisse, für die in Ergänzung oder zur Siche- 
rung einer gemeinsamen Marktorganisation 
Regelungen im Sinne des § 1 Abs. 2 getroffen 
sind.“ 

3. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 3. unverändert 

„(2) Für Marktordnungswaren, für die in Er- 
gänzung oder zur Sicherung einer gemeinsa- 
men Marktorganisation Regelungen im Sinne 
des § 1 Abs. 2 getroffen sind, ist die Bundesan- 
stalt zuständig, sofern nicht durch Rechtsver- 
ordnung auf Grund dieses Gesetzes etwas ande- 
res bestimmt ist.“ 


4. In § 5 werden in der Begriffsbestimmung für 4. unverändert 
Ausfuhrerstattungen die Worte „Erstattungen 
einschließlich Berichtigungsbeträgen“ durch die 
Worte „Erstattungen einschließlich Berichti- 
gungs- und Differenzbeträgen“ ersetzt. 


5, § 6 wird wie folgt geändert: 5. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) unverändert 

aa) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 
eingefügt: 

„4 a. Nichtvermarktungsprämien,“; 

bb) in Nummer 15 wird am Ende das Wort 
„und“ durch ein Komma ersetzt; 

cc) nach Nummer 15 werden folgende Num- 
mern eingefügt: 

„15 a. Beträgen, die zum Zwecke des 
Währungsausgleichs bei der Ein- 
fuhr oder Ausfuhr oder im inner- 
gemeinschaftlichen Handel ge- 
währt werden, 

15 b. Vergütungen für die Aufgabe der 
Produktion und“. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz einge- b) unverändert 
fügt: 

„(la) In Rechtsverordnungen nach Ab- 
satz 1 können, soweit dies in Regelungen im 
Sinne des § 1 Abs. 2 vorgesehen ist, im Rah- 
men von Verbilligungsaktionen zugunsten 
des Verbrauchers während der Dauer der 
Aktion Preise vorgeschrieben werden, um zu 
gewährleisten, daß der Zweck der Vergünsti- 
gungen erreicht wird.“ 
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c) Folgender Absate lüird angefügt: 

„(3) Rechtsverordnungen über das Verfah- 
ren bedürfen abweichend von Absatz 1 der 
Zustimmung des Bundesrates, wenn Behör- 
den der Länder, der Gemeinden, der Gemein- 
deverbände oder der sonstigen der Aufsicht 
eines Landes unterstehenden juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts Maßnah- 
men nach Absatz 1 ganz oder teilweise 
durchführen; dies gilt auch hei Rechtsver- 
ordnungen über die Voraussetzungen und 
die Höhe der Vergünstigungen, wenn die 
Länder sich an der Finanzierung beteiligen, 
Rechtsverordnungen nach Absatz 1 können 
auch in den Fällen des Satzes 1 ohne Zustim- 
mung des Bundesrates erlassen werden, 
wenn ihr unverzügliches Inkrafttreten zur 
Durchführung von Regelungen im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 erforderlich ist und ihre Geltungs- 
dauer auf einen bestimmten Zeitraum von 
höchstens sechs Monaten begrenzt wird.“ 


6. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Der Bundesminister wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 

1. die Erledigung einzelner Maßnahmen bei 
Alkohol, der aus Marktordnungswaren 
hergestellt wird, den mit der Durchfüh- 
rung des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol betrauten Finanzbehörden, 

2. die Zuständigkeit für die Überwachung 
der zweck- und fristgerechten Verwen- 
dung von Waren, die aus Interventionsbe- 
ständen eines Mitgliedstaates abgegeben 
werden, den Bundesfinanzbehörden 

zu übertragen.“ 

b) Absatz 1 Satz 3 entfällt. 

c) Dem Absatz 3 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„§ 6 Abs. 1 a, gilt entsprechend. Soweit Rege- 
lungen im Sinne des § 1 Abs. 2 es zulassen, 
kann in Rechtsverordnungen nach Satz 1 die 
Übernahme von Marktordnungswaren aus- 
geschlossen werden.“ 

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Soweit im Rahmen der Intervention 
bei Wein, Zucker und Rohtabak steuerrecht- 
liche Angaben benötigt werden, sind die mit 
der Durchführung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol, des Zuckersteuergeset- 
zes und des Tabaksteuergesetzes betrauten 
Finanzbehörden befugt, dem Bundesminister 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

c) Folgende Absätze werden angefügt: 

„(3) Rechtsverordnungen bedürfen abwei- 
chend von Absatz 1 der Zustimmung des 
Bundesrates, wenn Behörden der Länder, 
der Gemeinden, der Gemeindeverbände oder 
der sonstigen der Aufsicht eines Landes un- 
terstehenden juristischen Personen des öf- 
fentlichen Rechts Maßnahmen nach Absatz 1 
durchführen oder an der Durchführung die- 
ser Maßnahmen mitwirken. Rechtsverord- 
nungen nach Absatz 1 können auch in den 
Fällen des Satzes 1 ohne Zustimmung des 
Bundesrates erlassen werden, wenn ihr un- 
verzügliches Inkrafttreten zur Durchführung 
von Regelungen im Sinne des § 1 Abs, 2 er- 
forderlich ist und ihre Geltungsdauer auf ei- 
nen bestimmten Zeitraum von höchstens 
sechs Monaten begrenzt wird. 

(4) ln Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
kann die Ermächtigung nach Absatz 1 auf 
die Landesregierungen übertragen werden, 
soweit dies erforderlich ist, um besonderen 
regionalen Gegebenheiten Rechnung tragen 
zu können/* 


6. unverändert 
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und der Interventionsstelle für diesen Zweck 
die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die 
Angaben sind zum frühestmöglichen Zeit- 
punkt, spätestens nach drei Jahren zu lö- 
schen.“ 

7. Nach §7 werden folgende §§7a bis 7d einge- 7. Nach §7 werden folgende §§7a bis 7d einge- 
fügt: fügt: 

„§7a „§7a 

Mengenregelungen Mengenregelungen 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, im (1) Der Bundesminister wird ermächtigt, im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister der Fi- Einvernehmen mit dem Bundesminister der Fi- 
nanzen und dem Bundesminister für Wirtschaft nanzen und dem Bundesminister für Wirtschaft 

durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- durch Rechtsverordnung, mit Zustimmung des 

mung des Bundesrates bedarf, soweit dies zur Bundesrates, soweit dies zur Durchführung von 

Durchführung von Regelungen im Sinne des § 1 Regelungen im Sinne des § 1 Abs. 2 hinsichtlich 

Abs. 2 hinsichtlich Marktordnungswaren erfor- Marktordnungswaren erforderlich ist, Vor- 

derlich ist, Vorschriften zu erlassen über das Schriften zu erlassen über das Verfahren bei der 

Verfahren bei der Aufteilung, Zuteilung und Än- Aufteilung, Zuteilung und Änderung von Garan- 

derung von Garantiemengen, Referenzmengen, tiemengen, Referenzmengen, Quoten und son- 

Quoten und sonstigen Mindest- oder Höchst- stigen Mindest- oder Höchstmengen im Rah- 
mengen im Rahmen von Marktordnungsmaß- men von Marktordnungsmaßnahmen (Mengen- 
nahmen (Mengenregelungen) sowie über die regelungen) sowie über die Voraussetzungen 

Voraussetzungen und die Höhe solcher Men- und die Höhe solcher Mengenregelungen, so- 

genregelungen, soweit sie nach den Regelungen weit sie nach den Regelungen im Sinne des § 1 

im Sinne des § 1 Abs. 2 bestimmt, bestimmbar Abs. 2 bestimmt, bestimmbar oder begrenzt 

oder begrenzt sind. § 6 Abs. 3 gilt entsprechend. sind. § 6 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Soweit Rechtsverordnungen nach Absatz 1 (2) unverändert 

von Bundesfinanzbehörden durchgeführt wer- 
den, sind die Vorschriften der Abgabenordnung 

entsprechend anzuwenden, sofern nicht durch 
Rechtsverordnung auf Grund dieses Gesetzes 
eine von diesen Vorschriften abweichende Re- 
gelung getroffen ist. 

(3) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 kön- (3) unverändert 

nen vorsehen, daß der Bundesminister dort ge- 
nannte Mengen durch Verwaltungsakt festsetzt, 
soweit dies zur Durchführung der Regelungen 
im Sinne des § 1 Abs. 2 erforderlich ist. 

§7b 

Obligatorische Maßnahmen 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Fi- 
nanzen und dem Bundesminister für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, soweit dies zur 
Durchführung von Regelungen im Sinne des § 1 
Abs. 2 hinsichtlich Marktordnungswaren erfor- 
derlich ist, Vorschriften zu erlassen über das 
Verfahren bei Marktordnungsmaßnahmen, an 
denen teilzunehmen der Einzelne verpflichtet 
ist (obligatorische Maßnahmen), sowie über die 
Voraussetzungen, den Umfang und die Dauer 
solcher obligatorischer Maßnahmen, soweit sie 
nach den Regelungen im Sinne des § 1 Abs. 2 
bestimmt, bestimmbar oder begrenzt sind. § 6 
Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Für Vergünstigungen, die in Verbindung 
mit obligatorischen Maßnahmen gewährt wer- 
den, gilt § 6 entsprechend. 


§7b 

unverändert 
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§7c 

Rücknahme rechtsvndriger Bescheide 

(1) Rechtswidrige begünstigende Bescheide in 
den Fällen der §§ 6 und 7 a sind, auch nachdem 
sie unanfechtbar geworden sind, zurückzuneh- 
men; § 48 Abs. 2 bis 4 des Verwaltungsverfah- 
rensgesetzes ist anzuwenden. Soweit Regelun- 
gen im Sinne des § 1 Abs. 2 dies erfordern, kön- 
nen in Rechtsverordnungen nach den §§ 6 und 
7 a zur Erstattung von zu Unrecht gewährten 
Vergünstigungen auch Dritte verpflichtet wer- 
den, die Marktordnungswaren erzeugen, gewin- 
nen, be- oder verarbeiten, verbringen, ein- oder 
ausführen, besitzen oder besessen haben oder 
unmittelbar oder mittelbar am Geschäftsver- 
kehr mit solchen Waren teilnehmen oder teilge- 
nommen haben. 

(2) Zurückzuzahlende Beträge werden durch 
Bescheid festgesetzt. 

§7d 

Beweislast 

Der Begünstigte trägt auch nach Empfang ei- 
ner Vergünstigung nach den §§ 6 oder 7 a in dem 
Verantwortungsbereich, der nicht zum Bereich 
der für die Gewährung der Vergünstigung zu- 
ständigen Stelle gehört, die Beweislast für das 
Vorliegen der Voraussetzungen für die Gewäh- 
rung der Vergünstigung bis zum Ablauf des 
vierten Jahres, das dem Kalenderjahr der Ge- 
währung folgt.“ 

8. § 8 erhält folgende Fassung: 

»§8 

Abgaben 

(1) Auf Abgaben zu Marktordnungszwecken, 
die nach Regelungen im Sinne des § 1 Abs. 2 
hinsichtlich Marktordnungswaren erhoben wer- 
den, sind die Vorschriften der Abgabenordnung 
entsprechend anzuwenden, sofern nicht durch 
dieses Gesetz oder durch Rechtsverordnung auf 
Grund dieses Gesetzes eine von diesen Vor- 
schriften abweichende Regelung getroffen ist. 
Die Bundesfinanzbehörden sind befugt, dem 
Bundesminister und den Marktordnungsstellen 
Auskünfte über Umstände zu erteilen, die im 
Zusammenhang mit der Erhebung dieser Abga- 
ben stehen; § 7 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Fi- 
nanzen und dem Bundesminister für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, soweit dies zur 
Durchführung von Regelungen im Sinne des § 1 
Abs. 2 hinsichtlich Marktordnungswaren erfor- 
derlich ist, Vorschriften zu erlassen über das 
Verfahren bei Abgaben zu Marktordnungszwek- 
ken sowie über die Voraussetzungen und die 
Höhe dieser Abgaben, soweit sie nach den Rege- 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 
§7c 

Rücknahme, Widerruf, Erstattung 

(1) unverändert 

(2) Rechtmäßige begünstigende Bescheide in 
den Fällen der §§ 6 und 7 a sind, auch nachdem 
sie unanfechtbar geworden sind, zu widerrufen, 
soweit eine Voraussetzung für den Erlaß des 
Bescheides nachträglich entfallen oder nicht 
eingehaiten worden ist, insbesondere die ge- 
währte Vergünstigung nicht oder nicht mehr 
nach Maßgabe des Bescheides verwendet wird; 
der Bescheid ist mit Wirkung für die Vergan- 
genheit zu widerrufen, soweit Regelungen im 
Sinne des § 1 Abs. 2 nichts anderes zulassen. 
§ 48 Abs. 2 Satz 5 bis 7 und Abs. 4 des Verwal- 
tungsverfahrensgesetzes gilt entsprechend. 

(3) Zu erstattende Beträge werden durch Be- 
scheid festgesetzt, 

§7d 

unverändert 


8. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§8 

Abgaben 

(1) unverändert 


(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Fi- 
nanzen und dem Bundesminister für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, soweit dies zur 
Durchführung von Regelungen im Sinne des § 1 
Abs. 2 hinsichtlich Marktordnungswaren erfor- 
derlich ist, Vorschriften zu erlassen über das 
Verfahren bei Abgaben zu Marktordnungszwek- 
ken sowie über die Voraussetzungen und die 
Höhe dieser Abgaben, soweit sie nach den Re- 
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lungen im Sinne des § 1 Abs. 2 bestimmt, be- 
stimmbar oder nach oben begrenzt sind.“ 


9. Nach §8 werden folgende §§8a und 8b einge- 
fügt: 


„§ 8 a 


Sicherheiten 


(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Fi- 
nanzen und dem Bundesminister für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, soweit Regelun- 
gen im Sinne des § 1 Abs. 2 hinsichtlich Markt- 
ordnungswaren dies erfordern, Vorschriften zu 
erlassen über Art, Höhe und Verfahren bei Si- 
cherheiten, Kautionen und Garantien (Sicher- 
heiten), insbesondere über Gestellung, Verwal- 
tung, Freigabe und Verfall. Sind für die Frei- 
gabe die Entnahme von Mustern und Proben 
und Warenuntersuchungen erforderlich, gilt § 11 
entsprechend mit der Maßgabe, daß Forde- 
rungsberechtigter derjenige ist, der die Sicher- 
heit gestellt hat. 

(2) Wird die Sicherheit durch Bürgschaft ge- 
leistet, so muß der Bürge zur geschäftsmäßigen 
Übernahme von Bürgschaften im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes berechtigt sein und dort 
seinen Sitz oder eine Niederlassung haben. 


(3) Rechtsverordnungen über das Verfahren 
bedürfen abweichend von Absatz 1 Satz 1 der 
Zustimmung des Bundesrates^ soweit Behörden 
der Länder, der Gemeinden, der Gemeindever- 
bände oder der sonstigen der Aufsicht eines 
Landes unterstehenden juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts Maßnahmen durchfüh- 
ren, für die eine Sicherheit zu stellen ist § 6 
Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 


§8b 

Zinsen 


(1) Die Forderungen auf Rückzahlung zu Un- 
recht gewährter besonderer Vergünstigungen 
sind vom Zeitpunkt des Empfanges an mit 2 
vom Hundert, bei Verzug vom Tage des Verzu- 
ges an mit 3 vom Hundert über dem Diskontsatz 
der Deutschen Bundesbank zu verzinsen. Wer- 
den Abgaben nicht rechtzeitig gezahlt, sind sie 
vom Fälligkeitstag an mit 3 vom Hundert über 
dem Diskontsatz der Deutschen Bundesbank zu 
verzinsen. Der am Ersten des Monats geltende 
Diskontsatz ist für jeden Zinstag dieses Monats 
zugrundezulegen. 

(2) Ansprüche auf besondere Vergünstigun- 
gen und im Rahmen von Interventionen sind ab 
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gelungen im Sinne des § 1 Abs. 2 bestimmt, 
bestimmbar oder nach oben begrenzt sind. 

Rechtsverordnungen nach Satz 1 bedürfen je- 
doch der Zustimmung des Bundesrates, soweit 
der eigentlichen Abgabenerhebung ein selb- 
ständiges Verwaltungsverfahren vorgeschaltet 
ist, das von den Ländern durchgeführt wird. § 6 
Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.** 


9. Nach §8 werden folgende §§8a und 8 b einge- 
fügt: 


»§ 8 a 


Sicherheiten 


(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Fi- 
nanzen und dem Bundesminister für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, soweit Regelun- 
gen im Sinne des § 1 Abs. 2 hinsichtlich Markt- 
ordnungswaren dies erfordern, Vorschriften zu 
erlassen über Art, Höhe und Verfahren bei Si- 
cherheiten, Kautionen und Garantien (Sicher- 
heiten), insbesondere über Gestellung, Verwal- 
tung, Freigabe und Verfall. § 6 Abs. 3 gilt ent- 
sprechend. Sind für die Freigabe die Entnahme 
von Mustern und Proben und Warenuntersu- 
chungen erforderlich, gilt § 11 entsprechend mit 
der Maßgabe, daß Forderungsberechtigter der- 
jenige ist, der die Sicherheit gestellt hat. 


(2) unverändert 


Absatz 3 entfällt. 


§8b 

Zinsen 

(1) Ansprüche auf Erstattung von besonderen 
Vergünstigungen sind vom Zeitpunkt des Emp- 
fanges an mit 3 vom Hundert, über dem jeweili- 
gen Diskontsatz der Deutschen Bundesbank zu 
verzinsen. Werden Abgaben nicht rechtzeitig ge- 
zahlt, sind sie vom Fälligkeitstag an mit 3 vom 
Hundert über dem jeweiligen Diskontsatz der 
Deutschen Bundesbank zu verzinsen. Der am 
Ersten des Monats geltende Diskontsatz ist für 
jeden Zinstag dieses Monats zugrundezulegen. 


(2) unverändert 
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Rechtshängigkeit nach Maßgabe der §§ 236, 238 
und 239 der Abgabenordnung zu verzinsen. Im 
übrigen sind diese Ansprüche unverzinslich.“ 

10. § 9 erhält folgende Fassung: 

„§9 

Überwachung 

Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen und dem Bundesminister für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, die Vorschriften 
zu erlassen, die zur Überwachung der Einhal- 
tung der Regelungen im Sinne des § 1 Abs. 2 
hinsichtlich Marktordnungswaren sowie der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver- 
ordnungen erforderlich sind. Die Rechtsverord- 
nungen bedürfen abweichend von Satz 1 der 
Zustimmung des Bundesrates, soweit Behörden 
der Länder, der Gemeinden, der Gemeindever- 
bände oder der sonstigen der Aufsicht eines 
Landes unterstehenden juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts Vorschriften nach Satz 1 
durchführen. § 6 Abs. 3 Satz 2 gilt entspre- 
chend.“ 

11. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Buchführungs- 
pflichten“ durch die Worte „Aufzeichnungs- 
pflichten, Pflichten zur Aufbewahrung von 
geschäftlichen Unterlagen“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben, 

12. § 11 erhält folgende Fassung: 

„§11 

Entnahme von Proben, 

Kosten der Überwachungsmaßnahmen 

(1) Wer eine Vergünstigung in Anspruch 
nimmt (Forderungsberechtigter), hat, soweit 
dies zur Durchführung von Regelungen im 
Sinne des § 1 Abs. 2 oder von Rechtsverordnun- 
gen auf Grund dieses Gesetzes erforderlich ist, 
in dem notwendigen Umfang die Entnahme von 
Mustern und Proben ohne Entschädigung zu 
dulden. Das gleiche gilt für denjenigen, der, 
ohne Forderungsberechtigter zu sein, Marktord- 
nungswaren erzeugt, gewinnt, be- oder verarbei- 
tet, ein- oder ausführt oder sonst in den oder aus 
dem Geltungsbereich dieses Gesetzes verbringt 
oder besitzt, soweit dies in Regelungen im Sinne 
des § 1 Abs. 2 vorgesehen ist. 

(2) Für Überwachungsmaßnahmen einschließ- 
lich Warenuntersuchungen im Zusammenhang 
mit Vergünstigungen können, vorbehaltlich des 
Absatzes 4, Kosten (Gebühren und Auslagen) 
erhoben werden, soweit nicht Regelungen im 
Sinne des § 1 Abs. 2 entgegenstehen. Kosten- 
schuldner ist, soweit in den in Satz 1 genannten 
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10. § 9 erhält folgende Fassung: 

„§9 

Überwachung 

Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen und dem Bundesminister für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, die Vorschriften 
zu erlassen, die zur Überwachung der Einhal- 
tung der Regelungen im Sinne des § 1 Abs. 2 
hinsichtlich Marktordnungswaren sowie der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver- 
ordnungen erforderlich sind. § 6 Abs. 3 gilt ent- 
sprechend.“ 


11. unverändert 


12. § 11 erhält folgende Fassung: 

„§11 

Entnahme von Proben, 

Kosten der Überwachungsmaßnahmen 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Regelungen nichts anderes bestimmt ist, der 
Forderungsberechtigte. Sind Überwachungs- 
maßnahmen einschließlich Warenuntersuchun- 
gen bei Beteiligten, die nicht Kostenschuldner 
sind, vorzunehmen und können die für die 
Durchführung dieser Maßnahme zu erhebenden 
Kosten keinem einzelnen Kostenschuldner zu- 
gerechnet werden, kann in Rechtsverordnungen 
nach § 9 vorgeschrieben werden, wie die Kosten 
auf die Beteiligten, die in diesem Falle als Ko- 
stenschuldner gelten, zu verteilen sind. Die zu 
erstattenden Auslagen können abweichend vom 
Verwaltungskostengesetz geregelt werden. Im 
übrigen ist das Verwaltungskostengesetz anzu- 
wenden. 

(3) Der Bundesminister wird vorbehaltlich 
des Absatzes 4 ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen und dem 
Bundesminister für Wirtschaft durch Rechts- 
verordnung, die nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, die kostenpflichtigen Überwa- 
chungsmaßnahmen einschließlich Warenunter- 
suchungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 nä- 
her festzulegen und dabei feste Sätze oder Rah- 
mensätze zu bestimmen. Die Gebührensätze 
sind so zu bemessen, daß der mit den Überwa- 
chungsmaßnahmen und Warenuntersuchungen 
verbundene Personal- und Sachaufwand ge- 
deckt wird. 

(4) Soweit eine Bundesfinanzbehörde für die 
Gewährung von Vergünstigungen oder für die 
Überwachung und Untersuchung im Zusam- 
menhang mit einer Regelung im Sinne des § 1 
Abs. 2 zuständig ist, werden für Warenuntersu- 
chungen Kosten (Gebühren und Auslagen) er- 
hoben, soweit nicht Regelungen im Sinne des § 1 
Abs. 2 entgegenstehen. Für andere Überwa- 
chungsmaßnahmen werden Kosten erhoben, so- 
weit dies in den in Satz 1 genannten Regelun- 
gen vorgesehen ist. Absatz 2 Satz 2 und 3 sowie 
die auf Grund von § 178 Abs. 3 der Abgabenord- 
nung erlassenen Vorschriften und § 178 Abs. 4 
der Abgabenordnung gelten entsprechend. 

(5) Rechtsverordnungen nach Absatz 3 bedür- 
fen abweichend von Absatz 3 Satz 1 der Zustim- 
mung des Bundsrates, soweit Behörden der 
Länder, der Gemeinden, der Gemeindeverbände 
oder der sonstigen der Aufsicht eines Landes 
unterstehenden juristischen Personen des öf- 
fentlichen Rechts Maßnahmen nach Absatz 3 
Satz 1 durchführen; § 6 Abs. 3 Satz 2 gilt entspre- 
chend.*' 

13. § 12 wird gestrichen. 
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(3) Der Bundesminister wird vorbehaltlich 
des Absatzes 4 ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen und dem 
Bundesminister für Wirtschaft durch Rechts- 
verordnung, die nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, die kostenpflichtigen Überwa- 
chungsmaßnahmen einschließlich Warenunter- 
suchungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 nä- 
her festzulegen und dabei feste Sätze oder Rah- 
mensätze zu bestimmen. Die Gebührensätze 
sind so zu bemessen, daß der mit den Überwa- 
chungsmaßnahmen und W arenunter suchungen 
verbundene Personal- und Sachaufwand ge- 
deckt wird. § 6 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(4) unverändert 


Absatz 5 entfällt 


13. unverändert 


14. In §13 Abs. 2 werden die Worte „gemeinsamer 14. unverändert 
Regelungen über den Handelsverkehr oder von 
Handels- oder Assoziierungsabkommen der Eu- 
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft“ durch die 
Worte „von Regelungen im Sinne des § 1 Abs. 2 
über den Handelsverkehr“ ersetzt. 
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15. In §14 werden das Wort „und“ durch ein 15. unverändert 
Komma ersetzt und hinter dem Wort ,^usfuhr- 

erstattungen“ die Worte „und Beträge, die zum 
Zwecke des Währungsausgleiches gewährt wer- 
den,“ eingefügt. 

16. In § 15 wird das Wort „Kaution“ in Überschrift 16. unverändert 
und Text jeweils durch das Wort „Sicherheit“ 

ersetzt. 


17. § 16 wird wie folgt geändert: 17. unverändert 

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Sicherheiten“ 

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Hinsichtlich des Satzes 1 Nr. 2 gilt § 8a 
Abs. 1 Satz 2 entsprechend.“ 

18. Es wird folgender § 16a eingefügt: 18. unverändert 

„§ 16 a 

Mengenkontingente 

(1) Soweit Regelungen im Sinne des § 1 Abs. 2 
vorsehen, daß Genehmigungen im Sinne des 
§ 13 Abs. 1 oder 2 insgesamt nur bis zu einer 
bestimmten Menge oder einem bestimmten 
Wert erteilt werden dürfen, sind diese so zu 
erteilen, daß die zugelassenen Mengen und 
Werte volkswirtschaftlich zweckmäßig ausge- 
nutzt werden können. Dabei ist der Versor- 
gungslage, der Wirtschaftlichkeit dieser Ge- 
schäfte und der Pflege bestehender Handelsbe- 
ziehungen Rechnung zu tragen. Im Rahmen die- 
ser Grundsätze kann die Erteilung dieser Ge- 
nehmigungen von sachlichen und persönlichen 
Voraussetzungen abhängig gemacht werden. 

Unternehmen, die durch die Beschränkung der 
Geschäfte in der Ausübung ihres Gewerbes be- 
sonders betroffen sind, können bevorzugt be- 
rücksichtigt werden. 

(2) Die Genehmigungen werden aufgrund von 
Ausschreibungen erteilt, die die zuständige 
Marktordnungsstelle im Bundesanzeiger be- 
kanntgibt. In der Ausschreibung sind nach Maß- 
gabe des Absatzes 1 festzulegen. 

1, etwaige sachliche oder persönliche Voraus- 
setzungen für die Berücksichtigung bei der 
Erteilung der Genehmigungen und 

2. die Maßstäbe und Merkmale, nach denen die 
bereitgestellten Warenmengen oder -werte 
auf die Bewerber verteilt werden. 

(3) § 13 Abs. 3 gilt entsprechend.“ 

19. In §17 werden die Absätze 2 und 3 durch fol- 19. unverändert 
gende Absätze 2 bis 5 ersetzt: 
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malen und Umständen anzumelden. Mit der An- 
meldung ist ihre Abfertigung zur Ausfuhr zu 
beantragen. 

(3) Die Abgabeschuld entsteht in dem nach 
Absatz 1 Nr. 3 maßgebenden Zeitpunkt in der 
Höhe, die sich aus den Vorschriften über die 
Erhebung der Ausfuhrabgabe ergibt. Die Aus- 
fuhrabgabe wird von dem Antragsteller als Ab- 
gabeschuldner schriftlich angefordert (Ausfuhr- 
abgabebescheid). Mit der Bekanntgabe des Be- 
scheides wird die Abgabeschuld fällig, es sei 
denn, daß die Zollstelle eine Zahlungsfrist ein- 
räumt. Die Abgabeschuld erlischt, wenn die 
Ware nicht ausgeführt und dies der für die Er- 
hebung der Abgabe zuständigen Zollstelle nach- 
gewiesen wird. 

(4) Werden Waren, für die die Erhebung einer 
Ausfuhrabgabe vorgeschrieben ist, ohne Abfer- 
tigung nach diesem Gesetz ausgeführt oder aus 

dem Geltungsbereich dieses Gesetzes verbracht ^ 

oder ohne Erhebung einer Ausfuhrabgabe zur 
Ausfuhr oder zum sonstigen Verbringen aus 
dem Geltungsbereich dieses Gesetzes überlas- 
sen, so entsteht die Abgabeschuld in dem Zeit- 
punkt, in dem die Waren das geographische Ge- 
biet der Gemeinschaft tatsächlich verlassen. 

Dieser Zeitpunkt ist maßgebend für die Menge, 
die Beschaffenheit und den Wert der Waren so- 
wie für die Anwendung der für die Erhebung 
der Ausfuhrabgabe geltenden Vorschriften. 

(5) Werden Waren, die auf Grund ihrer beson- 
deren Zweckbestimmung ganz oder teilweise 
von der Ausfuhrabgabe befreit worden sind, 
nicht dieser Bestimmung zugeführt, entsteht die 
Abgabeschuld in dem Zeitpunkt, in dem die Wa- 
ren einer anderen Bestimmung zugeführt wer- 
den. Dieser Zeitpunkt ist maßgebend für die 
Menge, die Beschciffenheit und den Wert sowie 
für die Anwendung der für die Erhebung der 
Ausfuhrabgabe geltenden Vorschriften.“ 


20. In § 18 Abs. 3 werden die Worte „die §§ 9, 10 20. unverändert 

Abs. 1 und § 12“ durch die Worte „§ 8 b Abs. 1 und 
die §§ 9 imd 10“ ersetzt. 


21. In §21 Abs. 1 werden die Worte „Rechtsakten 21. unverändert 
des Rates oder der Kommission, in gemeinsa- 
men Regelungen über den Handelsverkehr oder 
in Handels- oder Assoziierungsabkommen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft“ durch 
die Worte „Regelungen im Sinne des § 1 Abs. 2“ 
ersetzt. 


22. § 23 wird gestrichen. 


22. unverändert 


23. In § 24 werden die Worte „insbesondere über die 23. unverändert 
Bildung, Einsetzung und das Verfahren von 
Preisfeststellungsausschüssen“ durch die Worte 
„soweit dies zur Durchführung von Regelungen 
im Sinne des § 1 Abs. 2 erforderlich ist“ ersetzt. 
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24. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird die Angabe „Nr. 1“ ge- 
strichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummern 1 und 2 erhalten folgende 
Fassung: 

„1. nach § 6 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4, 4 a, 5, 8, 10, 
12, 13, 14, 15, 15 a und 16, §§ 7 a, 7 b, 9, 
10, 16 Nr. 3, §§ 16 a und 21 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe b eine Marktordnungs- 
stelle oder die Bundesfinanzverwal- 
tung, 

2. nach §6 Abs. 1 Nr. 3, 6, 7, 9, 11, 15b 
und § 24 eine Marktordnungsstelle;“ 

bb) es werden folgende Sätze 2 und 3 ange- 
fügt: 

„Bei Regelungen nach Satz 1 bedürfen 
Rechtsverordnungen nach § 6 Abs. 1 
Nr. 2, 4, 4 a, 5, 6, 7, 9, 12, 13 und 16 der 
Zustimmung des Bundesrates. § 6 Abs. 3 
Satz 2 gilt entsprechend.“ 

c) In Absatz 3 werden die Worte „, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf,“ durch 
die Worte „mit Zustimmung des Bundesra- 
tes“ ersetzt und folgender Satz 2 angefügt: 

„§ 6 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.“ 

25. § 28 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister, der Bundesrechnungshof, 
die Verwaltungsbehörde (§ 34 Abs. 3), die Markt- 
ordnungsstellen und, wenn Behörden der Län- 
der, der Gemeinden, der Gemeindeverbände 
oder der sonstigen der Aufsicht eines Landes 
unterstehenden juristischen Personen des öf- 
fentlichen Rechts Regelungen im Sinne des § 1 
Abs. 2 ganz oder teilweise durchführen, die nach 
Landesrecht zuständigen Behörden sowie im 
Rahmen der ihm durch dieses Gesetz oder auf 
Grund dieses Gesetzes übertragenen Zuständig- 
keiten das Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft können Auskünfte verlangen, soweit dies 
erforderlich ist, um die Einhaltung von unmit- 
telbar geltenden Regelungen im Sinne des § 1 
Abs. 2 hinsichtlich Marktordnungswaren sowie 
die Einhaltung dieses Gesetzes und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver- 
ordnungen zu überwachen.“ 


26. In § 28 Abs. 4 werden die Worte „§ 383 Abs. 1 bis 
3“ durch die Worte „§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3“ 
ersetzt. 

27. § 29 Abs. 1 bis 4 erhalten folgende Fassung: 

„(1) In öffentlich rechtlichen Streitigkeiten 
über Maßnahmen zur Durchführung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation ist der Finanz- 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

24. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) unverändert 


bb) es werden folgende Sätze 2 und 3 ange- 
fügt: 

„Bei Regelungen nach Satz 1 bedürfen 
Rechtsverordnungen nach § 6 Abs. 1 
Nr. 2, 4,4a, 5, 6, 7, 9, 12, 13, 15b und 16 der 
Zustimmung des Bundesrates. § 6 Abs. 3 
Satz 2 gilt entsprechend.“ 

c) unverändert 


25. § 28 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister, der Bundesrechnungshof, 
die Verwaltungsbehörde (§ 34 Abs. 3), die Markt- 
ordnungsstellen und, wenn Behörden der Län- 
der, der Gemeinden, der Gemeindeverbände 
oder der sonstigen der Aufsicht eines Landes 
unterstehenden juristischen Personen des öf- 
fentlichen Rechts Regelungen im Sinne des § 1 
Abs. 2 durchführen oder an der Durchführung 
dieser Regelungen mitwirken, die nach Landes- 
recht zuständigen Behörden sowie im Rahmen 
der ihm durch dieses Gesetz oder auf Grund die- 
ses Gesetzes übertragenen Zuständigkeiten das 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft können 
Auskünfte verlangen, soweit dies erforderlich 
ist, um die Einhaltung von unmittelbar gelten- 
den Regelungen im Sinne des § 1 Abs. 2 hin- 
sichtlich Marktordnungswaren sowie die Ein- 
haltung dieses Gesetzes und der auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
zu überwachen.“ 

26. unverändert 


27. unverändert 
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rechtsweg gegeben, soweit eine Bundesfinanz- 
behörde für die Maßnahme zuständig ist. Er ist 
auch gegeben bei Entscheidungen der Markt- 
ordnungsstellen im Falle des § 14. Soweit eine 
Rechtsstreitigkeit Entscheidungen nach Satz 2 
betrifft, kann der Bundesminister dem Verfah- 
ren über die Revision beitreten; § 122 Abs. 2 
Satz 3 und 4 der Finanzgerichtsordnung gilt ent- 
sprechend. § 139 Abs. 2 der Finanzgerichtsord- 
nung findet auf Verfahren nach den Sätzen 1 
und 2 keine Anwendung. Für das außergerichtli- 
che Vorverfahren gelten die Vorschriften der 
§§ 347 bis 368 der Abgabenordnung sinngemäß 
mit der Maßgabe, daß als außergerichtlicher 
Rechtsbehelf der Einspruch gegeben ist und, so- 
weit eine andere Behörde als eine Finanzbe- 
hörde zuständig ist, die andere Behörde an die 
Stelle der Finanzbehörde tritt. 

(2) Ist die bei der Festsetzung von Abschöp- 
fungen, Ausfuhrabgaben, Ausfuhrerstattungen 
oder zu gewährenden Währungsausgleichsbe- 
trägen zugrundegelegte Vorausfestsetzung un- 
anfechtbar geändert worden, so wird der Be- 
scheid von Amts wegen durch einen neuen Be- 
scheid ersetzt. §171 Abs. 10 der Abgabenord- 
nung gilt entsprechend. 

(3) Liegt der Festsetzung von Abschöpfun- 
gen, Ausfuhrabgaben, Ausfuhrerstattungen 
oder zu gewährenden Währungsausgleichsbe- 
trägen eine Vorausfestsetzung zugrunde, so 
kann die Festsetzung nicht mit der Begründung 
angegriffen werden, daß die Vorausfestsetzung 
unzutreffend sei. Dieser Einwand kann nur in 
einem Verfahren gegen die Vorausfestsetzung 
erhoben werden. 

(4) Ein Bescheid über die Festsetzung von Ab- 
gaben im Rahmen von Mengenregelungen kann 
nicht mit der Begründung angefochten werden, 
daß die der Abgabenfestsetzung zugrundelie- 
gende Festsetzung der Menge unzutreffend sei. 
Dieser Einwand kann nur in einem Verfahren 
gegen die Festsetzung der Menge erhoben wer- 
den. 


28. § 31 erhält folgende Fassung: 

,,§31 

Geltungsbereich der Straf- und 
Bußgeldvorschriften der Abgabenordnung 

Für Abgaben, die nach Regelungen im Sinne 
des § 1 Abs. 2 hinsichtlich Marktordnungswaren 
zu erheben sind, gelten die Straf- und Bußgeld- 
vorschriften der Abgabenordnung, unabhängig 
von dem Recht des Tatortes, auch für Taten, die 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Geset- 
zes begangen werden.“ 
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28. § 31 erhält folgende Fassung: 

„§ 31 

Geltungsbereich der Straf- und 
Bußgeldvorschriften der Abgabenordnung 

Die nach § 8 Abs. 1 Satz 1 anzuwendenden 
Straf- und Bußgeldvorschriften der Abgaben- 
ordnung sowie die auf Zölle für Marktord- 
nungswaren, Abschöpfungen und Ausfuhrabga- 
ben anzuwendenden Straf- und Bußgeldvor- 
schriften der Abgabenordnung gelten, unabhän- 
gig von dem Recht des Tatortes, auch für Taten, 
die außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes begangen werden.“ 
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29. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
„Bußgeldvorschriften“. 

b) In Absatz 2 Nr. 1 werden nach den Worten 
„vorgeschriebenen Bescheide (§ 13)“ die 
Worte „oder ohne Vorlage dieser Bescheide“ 
eingefügt. 


c) In Absatz 2 Nr. 2 werden die Worte „in den 
oder aus dem Geltungsbereich dieses Geset- 
zes verbringt oder verbringen läßt“ durch die 
Worte „in den oder aus dem Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbringt oder einführt oder 
ausführt oder verbringen, einführen oder 
ausführen läßt“ ersetzt. 

d) Absatz 3 Nr. 1 Buchstabe a erhält folgende 
Fassung: 

„a) einer Melde-, Aufzeichnungs- oder Aufbe- 
wahrungspflicht zuwiderhandelt,“. 

e) In Absatz 3 Nr. 3 wird die Angabe „§ 6 Abs. 1 
Nr. 9, §§ 9, 10, 16 Nr. 4“ durch die Angabe „§ 6 
Abs. 1, auch in Verbindung mit § 7 b Abs. 2, § 6 
Abs, 1 a, auch in Verbindung mit § 7 Abs. 3 
Satz 2 oder § 7 b Abs. 2, § 7 a Abs. 1 Satz 1, § 7 b 
Abs. 1 Satz 1, § 9 Satz 1, §§ 10, 16 Satz 1 Nr. 4“ 
ersetzt. 

f) Folgender Absatz 3 a wird eingefügt: 

„(3 a) Ordnungswidrig handelt auch, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig Geboten, Verbo- 
ten oder Beschränkungen hinsichtlich der 
Erzeugung, des Anbaus, der Verwendung 
oder der Vermarktung von Marktordnungs- 
waren, die in Regelungen im Sinne des § 1 
Abs. 2 enthalten sind, zuwiderhandelt oder 
Erzeugnisse, die entgegen solchen Verboten 
oder Beschränkungen gewonnen worden 
sind, gewerbsmäßig in den Verkehr bringt, 
soweit eine Rechtsverordnung nach Satz 2 
für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist. Der Bundesmini- 
ster wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates die 
einzelnen Tatbestände der Regelungen im 
Sinne des § 1 Abs. 2, die nach Satz 1 als Ord- 
nungswidrigkeiten mit Geldbuße geahndet 
werden können, zu bezeichnen, soweit dies 
zur Durchführung dieser Regelungen erfor- 
derlich ist.“ 

g) In Absatz 5 Nr. 1 werden die Worte „und 3 
Nr. 3“ durch die Worte „, 3 Nr. 3 und Ab- 
satz 3 a“ ersetzt. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 
29. § 32 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) Absatz 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

Marktordnungswaren entgegen einer 
Vorschrift in Regelungen im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 oder in Rechtsverordnungen 
auf Grund dieses Gesetzes ohne die in 
§ 13 bezeichneten Bescheide oder ohne 
Vorlage dieser Bescheide in den oder aus 
dem Geltungsbereich dieses Gesetzes 
verbringt oder einführt oder ausführt 
oder verbringen, einführen oder ausfüh- 
ren läßt oder“. 

c) unverändert 


d) unverändert 


e) unverändert 


f) unverändert 


g) unverändert 
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30. § 33 Abs. 1 wird wie folgt ergänzt: 

a) Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Straftaten im Sinne des § 31,“. 

b) In Satz 1 Nr. 2 werden die Worte „nach § 264“ 
durch die Worte „nach den §§263 und 264“ 
ersetzt. 

c) In Satz 2 werden die Worte „nach § 32** durch 
die Worte „im Sinne der §§31 und 32** er- 
setzt 


31. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird nach der Angabe „§ 36“ die 
Angabe ,A^bs. 1 Nr. 1“ eingefügt. 


b) Folgender Absatz 5 wird eingefügt: 

„(5) Die Verwaltungsbehörde gibt in den 
Fällen, in denen Behörden der Länder, der 
Gemeinden, der Gemeindeverbände oder der 
sonstigen der Aufsicht eines Landes unter- 
stehenden juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts Maßnahmen nach § 6 Ahs, I, 
§§ 7 a oder 7 b durchführen, vor Abschluß ei- 
nes auf diesem Gesetz beruhenden Verfah- 
rens der zuständigen Landesbehörde Gele- 
genheit zur Stellungnahme.“ 


c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

30. § 33 Abs. 1 wird wie folgt ergänzt: 

a) Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Straftaten nach den in § 31 bezeichneten 
Strafvorschriften,“. 

b) unverändert 


c) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Satz 1 gilt für die Verwaltungsbehörde bei 
Ordnungswidrigkeiten nach den in § 31 be- 
zeichneten Bußgeldvorschriften und bei 
Ordnungswidrigkeiten nach § 32 entspre- 
chend.“ 

31. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

al) In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Soweit Regelungen oder Maßnahmen 
nach diesem Gesetz oder nach Rechtsver- 
ordnungen auf Grund dieses Gesetzes von 
Behörden und Länder, der Gemeinden, der 
Gemeindeverbände oder der sonstigen der 
Aufsicht eines Landes unterstehenden juri- 
stischen Personen des öffentlichen Rechts 
durchgeführt werden, kann der Bundesmi- 
nister im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen und dem Bundesmi- 
nister für Wirtschaft durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates 
diese Stellen oder eine andere Landesbe- 
hörde auch als Verwaltungsbehörde im 
Sinne dieses Gesetzes und des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten bestimmen.“ 

a2) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Verwaltungsbehörde“ die Worte „nach 
Absatz 3 Satz 1 oder 2“ eingefügt. 

b) Folgender Absatz 5 wird eingefügt: 

„(5) Die Verwaltungsbehörde nach Ab- 
satz 3 Satz 1 oder 2 gibt in den Fällen, in 
denen Behörden der Länder, der Gemein- 
den, der Gemeindeverbände oder der son- 
stigen der Aufsicht eines Landes unterste- 
henden juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts Regelungen oder Maßnah- 
men nach diesem Gesetz oder nach Rechts- 
verordnungen auf Grund dieses Gesetzes 
durchführen, vor Abschluß eines auf diesem 
Gesetz beruhenden Verfahrens der zustän- 
digen Landesbehörde Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme.“ 

c) unverändert 


32. Vor § 34a wird folgende Überschrift eingefügt: 32. unverändert 


„SIEBENTER ABSCHNITT 
Erweiterung der Gemeinschaft' 
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33. § 34b wird wie folgt geändert: 33. unverändert 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Auf Maßnahmen, die im Rahmen der 
Beitrittsakte oder der Protokolle zum Bei- 
trittsvertrag zur Erleichterung oder Beseiti- 
gung von wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
vorgesehen sind, ist, soweit die Schwierigkei- 
ten die Durchführung, die Überleitung oder 
Anpassung der gemeinsamen Marktorgani- 
sationen und der in Ergänzung oder zur Si- 
cherung dieser gemeinsamen Marktorgani- 
sationen getroffenen Regelungen im Sinne 
des § 1 Abs. 2 betreffen und sich aus Regelun- 
gen nach § 1 Abs. 2 nichts anderes ergibt, die- 
ses Gesetz mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß die die Ein- und Ausfuhr betreffenden 
Vorschriften, insbesondere über Schutzmaß- 
nahmen, sinngemäß auch für den Handel 
zwischen den ursprünglichen und den neuen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft gelten.“ 

b) In Absatz 2 werden die Worte „den Bundes- 
ministern für Wirtschaft und Finanzen“ 
durch die Worte „dem Bundesminister der 
Finanzen und dem Bundesminister für Wirt- 
schaft“ ersetzt. 

34. In der Überschrift vor § 35 wird das Wort „SIE- 34. unverändert 

BENTER“ durch das Wort „ACHTER“ ersetzt. 

35. Es werden 35. unverändert 

a) in den §§ 4, 5, 6 Abs. 1, § 7 Abs. 3 Satz 1, § 16 
Satz 1, § 17 Abs. 1, § 18 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1, 

§ 22 Nr. 1, § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, § 26 Abs. 3 
Satz 1, § 32 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 2 sowie 
Abs. 3 Nr. 1 und 2, § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 
§ 34 a jeweils die Worte „Rechtsakten des Ra- 
tes oder der Kommission“, 

b) in § 6 Abs. 1, § 7 Abs. 3 Satz 1, § 16 Satz 1 und 
§ 18 Abs. 1 jeweils die Worte „vom Rat oder 
der Kommission erlassenen Rechtsakten“, 

c) in § 18 Abs. 2 Nr. 2 die Worte „Rechtsakte des 
Rates oder der Kommission“, 

d) in § 22 Nr. 5 die Worte „Rechtsakte des Rates 
und der Kommission“ und 

e) in § 27 Abs. 1 die Worte „Rechtsakten des Ra- 
tes oder der Kommission oder zur Durchfüh- 
rung internationaler Abkommen“ 

durch die Worte „Regelungen im Sinne des § 1 

Abs. 2“ ersetzt. 


Artikel 2 Artikel 2 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- unverändert 

Schaft und Forsten kann den Wortlaut des Gesetzes 
zur Durchführung der gemeinsamen Marktorgani- 
sationen in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes 
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an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt be- 
kanntmachen. Er kann dabei die Paragraphen und 
ihre Untergliederungen mit neuen durchlaufenden 
Ordnungszeichen versehen. 


Artikel 3 Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 unverändert 

und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes auch im Land Berlin. 


Artikel 4 


Artikel 4 


Dieses Gesetz 
düng in Kraft. 


tritt am Tage nach der Verkün- 


unverändert 
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L Allgemeines 

Der Gesetzentwurf — Drucksache 10/5236 — wurde 
in der 210. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
17. April 1986 an den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten federführend und zur 
Mitberatung an den Haushaltsausschuß überwie- 
sen. 

Der federführende Ausschuß hat den Entwurf in 
seiner Sitzung am 14. Mai 1986 beraten und ihn als 
eine notwendige und längst fällige Neuregelung des 
Instrumentariums für die Schaffung nationaler 
Durchführungsregelungen zum EG-Agrarrecht be- 
grüßt. Die Umsetzung der Brüsseler Rechtsetzungs- 
akte in deutsches Recht werde durch die Neurege- 
lung erleichtert Der Entwurf wtirde mit den Ände- 
rungen bei zwei Gegenstimmen und zwei Enthal- 
tungen unter dem Vorbehalt gebilligt, daß auch der 
mitberatende Haushaltsausschuß die gleichen Be- 
schlüsse fasse. 

Dies ist dort in der Sitzung am 18. Juni 1986 gesche- 
hen. Die Beschlußfassung des Haushaltsausschus- 
ses war einvernehmlich bei Stimmenthaltung der 
Fraktion DIE GRÜNEN. 

Bei dem Gesetzentwurf geht es um folgendes: 

Das 1972 verabschiedete Gesetz zur Durchführung 
der Gemeinsamen Marktorganisationen (MOG) ist 
in der Zwischenzeit mehrfach geändert worden, 
und zwar anläßlich der Erweiterung der EG, der 
Strafrechtsreform, der Neuorganisation der Markt- 
ordnungsstellen und bei anderen Gelegenheiten. 
Seit längerem ist es erforderlich, das Gesetz aus 
Gründen, die in seinem engeren Anwendungsbe- 
reich liegen, zu ändern. Im wesentlichen geht es 
hierbei um die folgenden Neuregelungen: 

1. Der Anwendungsbereich des Gesetzes wird in § 1 
in einer allgemeinen Regelung neu gefaßt. An die 
Stelle der Einzelaufzählung der EG-Marktorgani- 
sationen tritt eine generelle Definition, so daß 
das MOG für die innerstaatliche Durchführung 
neu eingeführter Marktorganisationen ohne Ge- 
setzesänderung anwendbar ist 

2. Die Weiterentwicklung des Rechts der EG- 
Marktorganisationen macht eine Reihe grundle- 
gender Änderungen des MOG notwendig. Die be- 
stehenden Regelungen auf Vergünstigungen (§ 6) 
werden auf Nichtvermarktungsprämien, den 
Währungsausgleich sowie auf Vergünstigungen 
für die Aufgabe bestimmter landwirtschaftlicher 
Produktionen ausgedehnt. 

3. Die Garantiemengenvorschriften werden in § 7 a 
des Entwurfs in das MOG einbezogen. Ihre Vor- 
schriften werden mit den geltenden Quotenrege- 
lungen für Zucker zusammengefaßt und alle 
Mengenregelungen in dieser Vorschrift verallge- 


meinert. Durch § 7b des Entwurfs wird der Tatsa- 
che Rechnung getragen, daß die EG mit der obli- 
gatorischen Destillation bei Wein erstmals eine 
Regelung getroffen hat, an der jeder von ihr Be- 
troffene verpflichtet ist teilzunehmen. Auch diese 
Regelung wird allgemein gefaßt, weil in Anbe- 
tracht der derzeitigen Lage des EG-Agrar- 
marktes nicht davon ausgegangen werden kann, 
daß es sich hier um einen Einzelfall ohne Bei- 
spielswirkung heindelt. 

4. Das Rückforderungsrecht wird neu geregelt ein- 
schließlich der Festlegung variabler Zinsen, wie 
sie künftig im nationalen Verwaltungsbereich 
auch im Verwaltungsverfahrensgesetz Geltung 
haben sollen (vgl. §§ 7 c und 8 b des Entwurfs). 

5. Zur Entlastung der Durchführungsverordnungen 
zum MOG wird in das Gtesetz eine allgemeine 
Beweislastregelung aufgenommen (§ 7 d des Ent- 
wurfs). 

6. Das geltende Recht über die Überwachung sowie 
die Vorschriften über die Duldung zur Entnahme 
von Mustern und Proben und über die Pflicht, die 
Kosten einer solchen Entnahme zu tragen, wird 
erweitert (§§9 und 11 in der Fassung des Ent- 
wurfs). 

7. Neu eingefügt werden in das MOG soll eine Re- 
gelung über die Verteilung von Marktordnungs- 
Kontingenten (§ 16 a des Entwurfs). 

8. Besonders wichtig ist die Erweiterung der Zu- 
stimmungsbedürftigkeit des Bundesrates zu 
Durchführungsverordnungen im Rahmen des 
MOG in allen Fällen, in denen die Länder bei der 
Durchführung von EG-Marktordnungsrecht ver- 
waltungsmäßig oder finanziell mitwirken. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Wegen der Einzelheiten der Vorschriften des Ent- 
wurfs wird auf seine umfassende Begründung ver- 
wiesen. Soweit nicht nachstehend zu einzelnen Re- 
gelungen Änderungen erläutert werden, stieß hier 
die Begründung des Entwurfs bei den Ausschußbe- 
ratungen nicht auf Bedenken. 


Artikel 1 

Zu Nummer 5 (§ 6) 

Die Änderung des Satzes 1 im neu angefügten Ab- 
satz 3 beruht auf der Stellungnahme des Bundes- 
rats. 

Das gleiche gilt für den neu angefügten Absatz 4; 
die Bundesregierung hat diesen Absatz jedoch an- 
ders zu fassen empfohlen. 
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Zu Nummer 7 (§§ 7 a bis 7 d) 

Die Zustimmungsbedürftigkeit in § 7 a Abs. 1 Satz 1 
beruht auf der Stellungnahme des Bundesrats. 

§ 7 c Abs. 2 ist vom Ausschuß neu gefaßt worden, um 
eine mit dem EG-Recht konforme Einbeziehung des 
rechtmäßigen begünstigenden Verwaltungsakts in 
das neue Rückforderungsrecht zu schaffen. Die 
Neufassung beruht auf einer Anregung des Bundes- 
rats. 

Zu Nummer 8 (§ 8) 

Absatz 2 Satz 2 entspricht der Stellungnahme des 
Bundesrats. 


Zu Nummer 9 (§§ 8 a und 8 b) 

In § 8a entspricht die Einfügung von Satz 2 in Ab- 
satz 1 und die Streichung von Absatz 3 der Stellung- 
nahme des Bundesrats. 

§ 8b ist vom Ausschuß neu gefaßt worden, um für 
Rückforderungen einen variablen Zinssatz — wie 
für die übrigen Bereiche der Verwaltung in Über- 
einstimmung mit den Ländern künftig im Verwal- 
tungsverfahrensgesetz vorgesehen werden soll — 
verbindlich vorzuschreiben. 


Zu Nummer iO (§ 9) 

Die Einfügung von Satz 2 beruht auf der Stellung- 
nahme des Bundesrats. 


Zu Nummer i2 (§ 11) 

Die Einfügung von Satz 3 in Absatz 3 sowie die 
Streichung von Absatz 5 beruhen auf der Stellung- 
nahme des Bundesrats. 


Bonn, den 19. Juni 1986 


Zu Nummer 24 (§ 26) 

Die Einfügung von Nummer 15 b in Absatz 2 Satz 2 
beruht auf der Stellungnahme des Bundesrats. 

Zu Nummer 25 (§ 28) 

Die Ergänzung von Absatz 1 Satz 1 geht auf die 
Stellungnahme des Bundesrats zurück. 

Zu Nummer 28 (§ 31) 

Die Neufassung der Vorschrift geht auf die Stel- 
lungnahme des Bundesrats zurück. 

Zu Nummer 29 (§ 32) 

Die Neufassung des Absatzes 2 Nr. 1 beruht auf der 
Stellungnahme des Bundesrats. 

Zu Nummer 30 (§ 33) 

Die Änderungen des Satzes 1 Nr. 1 und des Satzes 2 
gehen auf die Stellungnahme des Bundesrats zu- 
rück. 

Zu Nummer 31 (§ 34) 

Die Anfügung des Satzes 3 in Absatz 3 sowie die 
Ergänzungen des Absatzes 4 Satz 1 und der Einlei- 
tung des Absatzes 5 gehen auf die Stellungnahme 
des Bundesrats zurück; die Bundesregierung hat je- 
doch eine Neufassung zu Absatz 3 Satz 3 vorge- 
schlagen, der der Ausschuß gefolgt ist. 

Die weitere Ergänzung in Absatz 5 beruht auf der 
Stellungnahme des Bundesrats. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundes- 
tag, den Entwurf nach Maßgabe der Beschlußemp- 
fehlung zu billigen. 


Werner (Dierstorf) 

Berichterstatter 
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